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Wesentliche Positionen der Deutschen Kreditwirtschaft zum inhaltlichen Vorschlag 

der Omnibus-Initiative (2025/81/COM) 

Über die Omnibus-Initiative plant die Europäische Union das regulatorische Rahmenwerk zu 

Sustainable Finance zu überarbeiten. In diesem Kontext sollen umfassende Anpassungen an 

mehreren Rahmenwerken vorgenommen werden. Konkret angepasst werden: 

• Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD)

• Taxonomie-Verordnung

• Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CS3D)

Bereits kurzfristig ergeben sich aus Sicht der Deutschen Kreditwirtschaft im Zuge dieser 

Entwicklungen Handlungsfelder auf deutscher Ebene. Diese haben wir im Folgenden 

zusammengefasst. 

Keine Umsetzung der “alten CSRD“ in Deutschland und Zwischenlösung per HGB-

Quick-Fix auf Basis einer geeigneten EU-Rechtsgrundlage 

Problem: Auf Basis der Omnibus-Initiative wären Unternehmen mit 500 bis 1.000 

Mitarbeitenden perspektivisch nicht mehr berichtspflichtig. Auch ohne deutsche CSRD-

Umsetzung haben sich einige Unternehmen und Kreditinstitute bereits für das Geschäftsjahr 

2024 entschlossen, ihre Berichterstattung freiwillig an die CSRD anzulehnen oder ihre 

Anforderungen komplett umzusetzen. Dabei haben sich auch diverse „Zwischenlösungen“ am 

Markt etabliert, die zum Beispiel auf eine Nutzung der CSRD-Berichtsstandards im Rahmen der 

NFRD basieren.  

Diese Praxis nutzten auch einige Kreditinstitute mit 500 bis 1.000 Mitarbeitenden, die 

perspektivisch nicht mehr berichtspflichtig sein dürften. Ohne Zwischenlösung bzw. HGB-Quick-

fix sind diese Unternehmen weiterhin mit der faktischen Existenz der CSRD bzw. de facto 

Umsetzungspflicht konfrontiert. Das verursacht unnötigen bürokratischen Aufwand bei 

Unternehmen, die zeitnah mit einer bürokratischen Entlastung rechnen können. 

Lösung Beibehaltung der aktuellen Rechtslage & HGB-Quick-fix: 

Um zu verhindern, dass Kreditinstitute und Unternehmen für maximal 2 Berichtsjahre einen 

CSRD-Bericht anfertigen müssen und dadurch kurzfristig mit erheblichem Umsetzungsaufwand 

durch eine nationale Umsetzung der „alten CSRD“ konfrontiert werden, der anschließend sofort 

wieder angepasst werden muss, sollte auf eine nationale Umsetzung vorerst verzichtet werden. 

Stattdessen sollte die aktuelle Rechtslage zur Erstellung eines nichtfinanziellen Berichts 

beibehalten werden, bis die Überarbeitung der CSRD durch die Omnibus-Initiative vollständig 

abgeschlossen wurde. Anschließend kann die „neue CSRD“ ganzheitlich in nationales Recht 

umgesetzt werden. Hier sollte aus Gründen der Planungssicherheit möglichst schnell durch die 

Bundesregierung für Klarheit zum weiteren Vorgehen gesorgt werden.  

Zudem sollte Deutschland, sobald die finale Bilanz-Richtlinie in der Fassung der Omnibus-

Richtlinie bekannt ist, zügig die Schwellenwerte in § 289b Abs. 1 Nr. 3, § 340a Abs. 1a und 

§ 340i Abs. 5 HGB anpassen. Konkret: Anhebung lediglich der Mitarbeitergrenze von 500 auf

1.000 Beschäftigte bei der nicht-finanziellen Berichtspflicht. Das kann auch rückwirkend 
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erfolgen. Dies sollte vor einer umfassenden und möglicherweise langwierigen Umsetzung der 

CSRD (Bilanz-Richtlinie in neuer Fassung) geschehen.    

Im Rahmen der CSRD-Umsetzung sollte auch nach Finalisierung der Omnibus-Initiative der 

Planungs- und Rechtssicherheit erneut besonderes Gewicht zugeteilt werden. In diesem Sinne 

Unternehmen ausreichend Zeit für die Umsetzung der CSRD eingeräumt werden. Im Falle einer 

Finalisierung der CSRD auf EU-Ebene in der zweiten Jahreshälfte, sollte auf eine Umsetzung in 

nationales Recht zum Folgejahr verzichtet werden. Die Unternehmen sollten mind. 1 Jahr vor 

der ersten Berichtsperiode (Geschäftsjahr) zur Umsetzung der CSRD-Anforderungen erhalten. 

Europäische Rechtsgrundlage schaffen! Unternehmen mit weniger als 1.000 Beschäftigten 

unverzüglich von Berichtspflichten befreien, die perspektivisch wegfallen.  

“Article 3 in 2025/81/COM; Art. 5(2) Directive 2022/2464 /EU is amended as follows:   

A fifth subparagraph is inserted: ‘By way of derogation of the first subparagraph and  

third subparagraph, undertakings which do not exceed the average number of 1000 

employees, (on a consolidated basis, where applicable,) during the financial year are exempted 

from the coordination measures prescribed by Articles 19 (1), subparagraph 4, 19a, 19b, 29a, 

29aa, 29d, 30 and 33, Article 34(1), second subparagraph, point (aa), Article 34(2) and (3), 

and Article 51 of Directive 2013/34/EU for financial year starting between 1 January 2025 and 

31 December 2026. ‘” 

Hintergrund: Die Vorschläge der EU-Kommission zielen auf eine Rechtslage ab, die in 

Deutschland nicht existiert. Die CSRD wurde in Deutschland nicht umgesetzt. Deswegen sind 

weiterhin kapitalmarktorientierte Unternehmen, Kreditinstitute und Versicherungen mit mehr 

als 500 Beschäftigten nicht-finanziell berichtspflichtig. Eine Umsetzung der „alten CSRD“ mit 

einer umfassenden Nachhaltigkeitsberichterstattung würde damit eine kurzfristige, 

unverhältnismäßige Belastung für Unternehmen bedeuten – für maximal 2 Berichtsjahre. Ein 

gezielter HGB-Quick-Fix kann Unternehmen mit weniger als 1.001 Beschäftigten schnell und 

wirksam entlasten, Planungssicherheit schaffen als auch eine Harmonisierung zur geplanten 

Omnibus-Initiative 2025/81/COM sicherstellen, bis diese vollständig umgesetzt ist. Liegt die 

EU-Richtlinie wie derzeit geplant bereits Ende 2025 oder Anfang 2026 final vor, wäre schnelle 

Rechtsklarheit für deutsche Unternehmen wichtig, ob sie noch einen nicht-finanziellen Bericht 

für 2025 aufstellen müssen.   

Anwendungsbereich der Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) 

schnellstmöglich mit der CS3D harmonisieren per LkSG Quick-Fix 

Problem: Die CSDDD gilt künftig grundsätzlich für Unternehmen mit mehr als 1.000 

Mitarbeitenden und 450 Mio. EUR Umsatz. Perspektivisch sind damit nach der CSDDD 

Unternehmen mit weniger als 450 Mio. EUR Umsatz von der direkten Einhaltung der LkSG-

Sorgfaltspflichten befreit. Es würde eine deutliche bürokratische Entlastung bedeuten, wenn die 

Anwendungsbereiche des LkSG und der CSDDD schnellstmöglich harmonisiert werden würden.  
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Lösung LkSG-Quick-fix: Deutschland sollte schnellstmöglich den Schwellenwert in § 1 Abs. 1 

LkSG anpassen. Konkret: Berücksichtigung des Umsatz-Schwellenwerts von 450 Mio. EUR aus 

Art. 2 Abs. 1 CSDDD. Dies sollte vor einer umfassenden und möglicherweise langwierigen 

Umsetzung der CSDDD erfolgen. 

Hintergrund: Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 21. Legislaturperiode 

wird avisiert, dass das nationale Lieferkettengesetz durch ein Gesetz zur Umsetzung der 

CSDDD ersetzt wird. Sorgfaltspflichten sollen bis zum Inkrafttreten des neuen Gesetzes mit 

gewissen Ausnahmen nicht sanktioniert werden. Trotz dieser Absichtserklärungen sind die 

Anforderungen des LkSG weiterhin umzusetzen und einzuhalten. Eine schnelle Anpassung des 

Anwendungsbereichs des LkSG könnte ohne großen Aufwand zu einem Bürokratieabbau 

beitragen. 

Fehlende Folgeänderung zum immateriellen CSRD-Bericht nachholen 

Problem: In der Omnibus-Richtlinie 2025/81/COM wurde vergessen, den neuen 

Anwendungsbereich – mehr als 1.000 Mitarbeiter – in Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 4 

der Bilanz-Richtlinie 2013/34/EU in Bezug auf Informationen über wichtige immaterielle 

Ressourcen umzusetzen. 

Lösung: Die fehlende Änderung der Bilanz-Richtlinie wird ergänzt. 

Article 2 in 2025/81/COM; Art. 19 Directive 2013/34/EU is amended as follows:   

paragraph 1, subparagraph 4, is replaced by the following: ‘Large undertakings, and small and 

medium-sized undertakings, except micro undertakings, which are public-interest entities as 

defined in point (a) of point (1) of Article 2 Large undertakings which, on their balance sheet 

dates, exceed the average number of 1000 employees during the financial year shall report 

information on the key intangible resources and explain how the business model of the 

undertaking fundamentally depends on such resources and how such resources are a source of 

value creation for the undertaking.‘ 

Klarstellung: Einheitlicher Konsolidierungskreis entsprechend der 

Finanzberichterstattung – Für mehr Transparenz sowie Vergleichbarkeit und weniger 

Bürokratie 

Problem: Leider gibt es in der Praxis teils Fehlinterpretationen, wonach der 

Konsolidierungskreis für die Nachhaltigkeitsberichterstattung vom Finanzbericht abweichen 

könnte.  

Rechtsgrundlage: Gemäß der Richtlinie 2013/34/EU sind die konsolidierten 

Nachhaltigkeitsberichte integraler Bestandteil des konsolidierten Lageberichts (Artikel 29 und 

29a). In den Artikeln 22 und 23 der Richtlinie sind die in den Konsolidierungskreis 

einzubeziehenden Unternehmen festgelegt, ohne dass zwischen Finanz- und 

Nachhaltigkeitsberichterstattung unterschieden wird. Die CSRD baut auf dieser Rechtsstruktur 

auf und ändert nichts an der Konsolidierungslogik.  

Lösung: Es sollte klargestellt werden, dass der Konsolidierungskreis für die 

Nachhaltigkeitsberichterstattung dem Konsolidierungskreis für die Finanzberichterstattung 
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gemäß der Richtlinie 2013/34/EU entspricht. Der finanzielle Konsolidierungskreis ist 

maßgeblich, wie es auch in der FAQ der EU-KOM vom 7. August 2024 dargestellt ist.   

Ein abweichender Ansatz würde nicht nur den Bestimmungen der Rechnungslegungsrichtlinie 

widersprechen, sondern auch die Kohärenz, Vergleichbarkeit und Rechtssicherheit 

beeinträchtigen. 

Begründung: 

• Rechtliche Kohärenz: Die Bilanz-Richtlinie definiert, wer berichten muss. Die ESRS 

definieren, was berichtet werden muss. Die Abgrenzung der Zuständigkeiten muss klar 

und verbindlich bleiben. 

• Operative Effizienz: Ein einheitlicher Konsolidierungskreis vermeidet Doppelarbeit und 

gewährleistet die Konsistenz zwischen den verschiedenen Berichtsströmen. 

• Vertrauen der Stakeholder: Harmonisierte Informationen unterstützen eine zuverlässige 

Entscheidungsfindung für Investoren, Gläubiger und Regulierungsbehörden. 

• Risikokonsistenz: Finanzielle und Nachhaltigkeitsrisiken betreffen dieselben Rechtsträger 

– daher müssen sie innerhalb desselben Konsolidierungskreises berichtet werden. 

 

Tochterunternehmen von eigenständiger Berichtspflicht befreien 

Problem: Die CSRD sieht bislang vor, dass Tochterunternehmen, die selbst die Schwellenwerte für 

Großunternehmen überschreiten und kapitalmarktorientiert sind, nicht die Regeln der Konzernbefreiung 

nutzen können. Dies führt dazu, dass einzelne nationale Einheiten europäischer Konzerne mehrere 

Nachhaltigkeitsberichte für unterschiedliche Länder erstellen müssen. 

Lösung: Im Sinne der Fokussierung sollte die Beschränkung der Konzernbefreiung für bestimmte 

Tochterunternehmen aufgehoben werden. Ein Bericht auf Gruppenebene sollte genügen. Strategien und 

Maßnahmen werden ohnehin meist auf Gruppenebene festgelegt. Berichte auf Ebene der 

Tochterunternehmen bieten somit kaum informativen Mehrwert. Zudem dürften für Stakeholder primär 

die Berichte der Konzernebene interessant sein. 

Dezidierte Nachhaltigkeitserklärungen auf Ebene der Tochterunternehmen verursachen hingegen 

zusätzliche Kosten (interne Ressourcen und Prüfungshonorare) und Komplexität. Besonders kritisch ist 

dies bei einer engen Abstimmung von Veröffentlichungsprozessen für Teilkonzerne in unterschiedlichen 

Ländern.   


